
CHINA aktuell -703 - November 1991

Oskar Weggel

Der amerikanische

Außenminister in Beijing

- "Freie, offene und schwierige" Gespräche -

Gliederung:

1

Frostige Atmosphäre beim Besuch 

James Bakers in Beijing

2

Ein Bündel von Streitfragen

2.1

Die Menschenrechtsfrage

2.2

Chinesische Raketen- und Nuklearwaf­

fenexporte?

2.3

Fünf Probleme im Bereich der Au­

ßenwirtschaftsbeziehungen

2.3.1

Die Meistbegünstigung

2.3.2

Ungerechtfertigte Exportüberschüsse

Chinas?

2.3.3

Copyright- und Patent-Verletzungen?

2.3.4

Umgehung der Importquoten durch 

China?

2.3.5

Häftlingsprodukte?

2.4

Dissens in der Taiwanfrage

2.4.1

Zuviel US-Verständnis für Taiwans 

"flexible Diplomatie"

2.4.2

Die GATT-Frage

2.5

US-Asyl für den früheren chinesischen 

Vertreter in Hongkong?

2.6

Empfang des Dalai Lama durch Bush 

2.7

Chinesische Schwierigkeiten im Um­

gang mit der amerikanischen Denkart

2.7.1

"Idealismus" - "Realismus"

2.7.2

Bushs "Neue Weltordnung"

2.7.3

"Proamerikanismus" in China und sei­

ne Tücken: Xenophobische Reaktio­

nen der chinesischen Führung 

3

Ergebnisse der Gespräche

3.1

Keine Fortschritte in der Frage der 

Menschenrechte

3.2

Erfolgreiche Ansätze

3.2.1

Beitritt Chinas zum MTCR

3.2.2

Übereinstimmung in einer Reihe in­

ternationaler Fragen

3.2.3

Zum Patentrecht

3.2.4

Flugfrequenzen

3.2.5

Hauptergebnis: Die Spitzenorgane 

sind miteinander wieder im Gespräch

1

Frostige Atmosphäre beim Besuch 

James Bakers in Beijing

James Baker, der amerikanische Au­

ßenminister, besuchte - im Anschluß 

an Konferenzen in Japan und Südko­

rea - vom 15. bis 17.November 1991 

die VR China und war damit der erste 

hochrangige Politiker, der seit dem 

Massaker vom Juni 1989 wieder nach 

Beijing kam. Es war sein dritter Be­

such seit seinem Amtsantritt als Au­

ßenminister - und ganz gewiß auch 

sein schwierigster, da sich in der Zwi­

schenzeit zahlreiche Probleme zwi­

schen beiden Seiten aufgetürmt haben.

Bis zu den Tiananmen-Ereignissen 

vom Juni 1989 waren die sino-ameri- 

kanischen Beziehungen freundlich ge­

wesen. Seit diesem Zeitpunkt jedoch 

hatte es fast einen kontinuierlichen 

Abstieg gegeben. Auch Ende 1991 

kann von einer wirklichen Normalisie­

rung im beiderseitigen Verhältnis noch 

lange nicht die Rede sein. Vor allem 

übt die amerikanische Öffentlichkeit 

nach wie vor Druck auf die Regierung 

aus, in der Menschenrechtsfrage am 

Ball zu bleiben und keine Zugeständ­

nisse zu machen.

Schon kurz nach dem Tiananmen- 

Massaker hatte der Präsident mit Billi­

gung des Kongresses eine Reihe von 

Sanktionen gegen China verhängt, 

nämlich (1) Einstellung aller Waffen­

exporte nach China, (2) Einstellung 

der Lieferung von Ausrüstungen zur 

Verbrechensbekämpfung, (3) Einstel­

lung von Gütern, die durch chinesische 

Satelliten in den Weltraum geschossen 

werden sollen, (4) Begrenzung der Zu­

sammenarbeit im Nuklearbereich, 

(5) Einstellung aller Liberalisierungs­

maßnahmen für "sensitive exports" 

nach China und (6) Einstellung aller 

Finanzierungen für Joint Ventures in 

China durch die "Overseas Private In­

vestment Corp.".1

Darüber hinaus waren immer neue 

Forderungen an China ergangen, poli­

tische Gefangene freizugeben und alle 

Repressionen im Zusammenhang mit 

den Mai/Juni-Ereignissen von 1989 

einzustellen. An einigen Stellen hatten 

diese Bemühungen Erfolg, so z.B. bei 

der Ausreiseerlaubnis für den Astro­

physiker Fang Lizhi, der nach der Nie­

derschlagung der Studentenaufstände 

in die US-Botschaft in Beijing geflohen 

war.

Präsident Bush, der Mitte der 70er 

Jahre Vorsitzender des US-"Verbin- 

dungsbüros" (Liaison Office) in Beijing 

gewesen war und dem ein gutes Ver­

hältnis zu den Chinesen nachgesagt 

wird, versuchte immer wieder die 

Sanktionen zu lockern. Bereits im De­

zember 1989 beispielsweise gab er den 

Verkauf von drei Nachrichtensatelli­

ten, die mit chinesischen Raketen in 

den Weltraum transportiert werden 

sollten, frei. Der US-Kongreß legte 

sich jedoch, wo immer möglich, quer 

und wurde zur eigentlichen Spitze ei­

ner ausgesprochen chinakritischen Po­

litik. Der Kongreß war es auch, der die 

Gespräche von Präsident Bushs Si­

cherheitsberater Scowcroft Anfang 

Dezember 1989 scharf kritisierte und 

dem Präsidenten mangelhaftes politi­

sches Fingerspitzengefühl vorwarf. 

Auch die New York Times fragte in ei­

nem Leitartikel am ll.Dezember 1989, 

"weshalb hochrangige amerikanische 

Vertreter nur sechs Monate nach dem 

blutigen Massaker auf dem Tianan- 
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men-Platz die Füße des Beijinger Re­

gimes küssen und auf einem Bankett 

erklären, sie kämen als Freunde, um 

einen wichtigen Dialog wiederherzu­

stellen". Unverständlich sei auch die 

Geheimnistuerei, mit der diese Visite 

inszeniert worden sei. Auch das Wall­

street Journal wandte sich gegen die 

Scowcroft-Mission. Ausgerechnet zu 

einem Zeitpunkt, in dem die Welt ein 

für dieses Jahrhundert beispielloses 

Aufblühen demokratischer Bewegun­

gen in Osteuropa erlebe, biete Präsi­

dent Bush den "schlimmsten antide­

mokratischen Schurken dieses Jahr­

hunderts politische Vergebung an". 

Zwar wurde in dem Artikel einge­

räumt, daß die seinerzeit von Nixon 

und Kissinger inszenierte Öffnung zu 

China ein "Triumph der Realpolitik" 

gewesen sei. Was man jetzt zu tadeln 

habe, sei die Wahl des falschen Zeit­

punkts; denn die chinesische Führung 

habe bisher nicht das Geringste unter­

nommen, um den amerikanischen 

Forderungen in Sachen Menschen­

rechten entgegenzukommen. Die IHT~ 

sprach von einem "Kotau Bushs".

Die chinesische Propaganda hielt da­

gegen; es konnte ihr nur recht sein, 

daß gerade zu dieser Zeit (20.12.1989) 

die US-Invasion nach Panama erfolgte. 

Beijing hatte nun allen Anlaß, seiner­

seits bei den Amerikanern die Einhal­

tung der "Menschenrechte" einzuför­

dern.

Fast zur gleichen Zeit wurde der 

"Voice of America" die Wiedereröff­

nung eines Büros gestattet und auch 

die Bewachung der US-Botschaft ge­

lockert. Die Beijinger Führung war of­

fensichtlich davon überzeugt, daß sie 

nun ein Unrecht gegen das andere auf­

rechnen könne und wieder quitt sei.

Gleichwohl halten die Spannungen an. 

Gründe dafür gibt es, wie unten aus­

zuführen, in Hülle und Fülle.

Der Besuch stand im Zeichen zahlrei­

cher Ärgernisse: Nach amerikanischer 

Meinung sitzen immer noch rd. 800 

politische Gefangene hinter Schloß 

und Riegel; die Bush-Administration 

wird von allen Seiten mit Vorwürfen 

überhäuft, daß sie dagegen zuwenig, 

unternehme.

Am liebsten würde die US-Administra- 

tion angesichts dieses ständigen 

Drucks gar nicht mit China offiziell in 

Verbindung kommen, doch ist China 

eines der Fünf Ständigen Mitglieder im 

UNO-Sicherheitsrat und besitzt nicht 

unerhebliches internationales Gewicht, 

wie erst im Zusammenhang mit der 

Golfkrise wieder deutlich geworden ist. 

Darüber hinaus ist China zumindest in 

Asien längst wieder zu einer Groß­

macht geworden.

Außerdem erfolgte der Besuch Bakers 

im Kontext eines immer breiter wer­

denden Besucherstroms aus dem We­

sten nach China - man denke an die 

Visiten des japanischen Premiermini­

sters Kaifu, des französischen Außen­

ministers Dumas, des italienischen Mi­

nisterpräsidenten Andreotti und nicht 

zuletzt auch des deutschen Wirt­

schaftsministers Möllemann.

Nur zwei Tage vor dem Besuch Bakers 

war überdies der frühere Außenmini­

ster Alexander Haig zu einem Besuch 

in die Volksrepublik gekommen und 

dort von einer Reihe von Spitzenfüh­

rern empfangen worden, u.a. von Jiang 

Zemin.3

2

Ein Bündel von Streitfragen

2.1

Die Menschenrechtsfrage

Angesichts der Empfindlichkeiten in 

der amerikanischen Öffentlichkeit ist 

die Menschenrechtsfrage zum offiziel­

len Hauptproblem in den sino-ameri- 

kanischen Beziehungen geworden.

China pflegt sich gegen die amerikani­

schen Ausführungen zu dieser Frage 

vor allem mit drei Argumenten zur 

Wehr zu setzen: Erstens finde hier ei­

ne "Einmischung in innere Angelegen­

heiten" statt, die "nicht hingenommen 

werden" könne.4 Zweitens diene die 

Behauptung der Verletzung von Men­

schenrechten lediglich dazu, Angriffe 

gegen die KPCh und gegen den Mar­

xismus-Leninismus zu verschleiern.5 

Drittens aber verstehe man eben im 

Westen unter "Menschenrechten" et­

was anderes als in China: Was nütze 

schon ein theoretisches Rechtszuge­

ständnis, wenn es sozial nicht unterfüt­

tert sei. Auch ein Recht auf Arbeit ge­

höre deshalb zu den "Menschenrech­

ten". Verstoße es ferner nicht gegen 

Menschenrechte, wenn die Amerika­

ner beispielsweise "frech nach Panama" 

einmarschierten und sich dort die 

Ausübung von Souveränitätsrechten 

anmaßten!?6 Amerikanische Medien 

gingen sogar so weit, die chinesischen 

Versuche, eine weitere Bevölkerungs­

explosion zu verhindern, als Verstoß 

gegen die Menschenrechte hinzustel­

len! "Sind die USA etwa der Vormund 

für die Chinesen?"7

Immer wieder weist die KP-Führung 

auch darauf hin, daß mehr als 1,1 Mil­

liarden Menschen in China jetzt genü­

gend zu essen und genügend Kleidung 

haben; dies sei eine Errungenschaft, 

die im alten China undenkbar gewesen 

wäre und die doch besser als alle Wor­

te beweise, wie sehr der chinesischen 

Führung die "Menschenrechte" am 

Herzen lägen!

Wenn China auf die Frage der "Men­

schenrechte" zu sprechen kommt, so 

deutet es auf die Länder, die des "Ras­

sismus, Kolonialismus" sowie des man­

gelhaften Schutzes schwacher Bevölke­

rungsgruppen verdächtigt werden, sei­

en es nun Frauen, Kinder, Behinderte, 

Flüchtlinge, Drogenopfer u.dgl. Auf 

diesem Gebiet habe China Vorbildli­

ches geleistet, während sich so man­

ches westliche Land hier an die Brust 

klopfen müsse. Weitere Einzelheiten 

zu dieser Argumentation in der Über­

sicht "Neue Weltordnung" (im vorlie­

genden Heft).

Anfang September 1991 war es in Bei­

jing gerade wegen der Menschen­

rechtsfrage zu Zusammenstößen zwi­

schen chinesischer Polizei und ameri­

kanischen Abgeordneten sowie Jour­

nalisten gekommen.

Die erste "U.S. Congressional Human 

Rights Delegation", die Anfang Sep­

tember 1991 nach Beijing kam, hatte 

auf Befreiung politischer Gefangener 

gedrängt und u.a. am 4.September ei­

nen Kranz auf dem Tiananmen-Platz 

niedergelegt. Die Schleife auf dem 

Kranz enthielt die Aufschrift "To those 

who died for democracy in China", und 

zwar sowohl in Englisch als auch in 

Chinesisch. Der Kranz wurde zu Fü­

ßen des massiven "Monuments der 

Volkshelden" auf dem Zentrum des 

Platzes niedergelegt.

Kaum hatten sie den Kranz niederge­

legt, war auch schon die Polizei da, 

entfernte den Kranz und wies die Ab­

geordneten vom Platz. Da die Abge­

ordneten auch von drei Fernsehteams 

(ABC, CBS und CNN) begleitet wa­

ren, umstellte die Polizei auch die 

Journalisten und forderte sie auf, die 

Filme herauszugeben. Sieben der Mit­

glieder wurden rund eine halbe Stunde 

lang auf dem Tiananmen-Platz festge­

halten und dann der nahegelegenen 

Polizeistation übergeben. Nach einer
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Stunde wurden sie wieder entlassen 

und erhielten auch die konfiszierten 

Filme wieder zurück. Polizisten erzähl­

ten den Journalisten, daß es gegen die 

Gesundheitsregelungen verstoße, Blu­

men auf dem Platz niederzulegen, und 

daß außerdem eine neue Verordnung 

vorsehe, daß Filmaufnahmen auf dem 

Platz vorher genehmigt werden müß­

ten.8

Der Vorfall trug nicht gerade dazu bei, 

die Sympathien des Kongresses gegen­

über der VR China zu erhöhen. Man 

kann davon ausgehen, daß der Kon­

greß weiterhin versuchen wird, der 

VRCh die Meistbegünstigung zu ver­

sagen.

Daneben gab es aber auch noch weite­

re Probleme:

12

Chinesische Raketen- und Nuklear­

waffenexporte?

Washington verurteilt beispielsweise 

die Lieferung chinesischer Mittelstrek- 

kenraketen vom Typ M-9 und M-ll an 

Pakistan und Syrien sowie die Überlas­

sung von Know-how und Material zur 

Herstellung von Nukleareinrichtungen 

(Nuklearwaffen?) an den Iran. Die 

Amerikaner behaupten, sie seien im 

Besitz entsprechender Beweise, ob­

wohl die chinesische Seite Lieferungen 

der behaupteten Art immer in Abrede 

stellt.9

Im Mai 1991 faßte die US-Regierung 

den Beschluß, die Exportlizenz der 

US-Satellitenteile für den chinesischen 

Nachrichtensatelliten Dongfanghong 3 

("Im Osten rot 3") zurückzuziehen, 

wobei die oben erwähnten chinesi­

schen Raketenheferungen an Syrien 

und andere Länder als Begründung 

dienten. Die chinesische Seite prote­

stierte gegen diese Maßnahme und 

wies darauf hin, daß der DFH-3 ein 

nichtmilitärischer Satellit sei, der aus­

schließlich dem Bildungs- und Sozial­

wesen diene.10

23

Fünf Probleme im Bereich der Au­

ßenwirtschaftsbeziehungen

Was Handelsfragen anbelangt, so wa­

ren die Amerikaner in der Vergangen­

heit aus globalstrategischen Gründen 

immer nachsichtig mit China. Das En­

de des Kalten Kriegs in Europa und 

die Demokratisierung in Osteuropa 

sowie in der Sowjetunion, die den Su­

permacht-Auseinandersetzungen ein 

Ende bereiteten, haben China in ein 

neues Licht gesetzt. China erscheint 

jetzt nicht mehr in erster Linie als 

Partner gegen die Sowjetunion, son­

dern als ein Staat, der den globalen 

Demokratisierungstendenzen Wider­

stand leistet, weiterhin an seinem So­

zialismusmodell festhält und, wie man 

meint, die Menschenrechte mit Füßen 

tritt. Auch die Bewertung des bilatera­

len Handels ist deshalb strenger ge­

worden: Washington vertritt inzwi­

schen die Auffassung, daß Beijing nur 

die wirtschaftlichen Rosinen aus den 

Handelsbeziehungen picken will.

23.1

Die Meistbegünstigung

Vor allem der Kongreß versucht im­

mer wieder, Menschenrechtsfragen 

und die Gewährung der Meistbegün­

stigungsklausel für Beijing miteinander 

zu verquicken,11 während die Chinesen 

gegen eine solche Verbindung scharf 

protestieren.

China seinerseits wies darauf hin, daß 

eine Aufhebung des Meistbegünsti­

gungsstatus "einen schweren Rück­

schlag in den beiderseitigen Beziehun­

gen" bedeuten würde.

Bush setzte sich trotz unterschiedlicher 

Auffassungen in der Menschenrechts­

frage für die Beibehaltung der Meist­

begünstigungsklausel zugunsten Chinas 

ein. Nach einer Konferenz mit ameri­

kanischen Senatoren Mitte Mai 1991 

erklärte der Präsident, China dürfe in­

ternational nicht isoliert werden.12

Am 28.Mai 1991 gab Präsident Bush 

bekannt, daß er dem Kongreß die Ver­

längerung der Meistbegünstigung des 

Chinahandels empfehle.
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Ungerechtfertigte Exportüberschüsse 

Chinas?

Weitere Streitpunkte sind inzwischen 

der dauernde Überschuß der chinesi­

schen Bilanz im Handel mit den USA, 

ferner die Copyright- und Patent-Fra­

ge, die im bilateralen Verhältnis einer 

Lösung bedarf, da amerikanische Fir­

men das Gefühl haben, die Chinesen 

beuteten ihr geistiges Eigentum aus. 

Drittens werfen die Amerikaner den 

Chinesen verbotene Handelspraktiken 

vor und viertens wurde in der ameri­

kanischen Öffentlichkeit die Frage 

aufgeworfen, ob nicht Waren in die 

USA exportiert worden seien, die an­

geblich von politischen Häftlingen in 

Gefängnissen hergestellt wurden.

Dazu im einzelnen:

1990 belief sich das US-Defizit gegen­

über Beijing auf 10,4 Mrd.USS. Grö­

ßer war der Passivsaldo Washingtons 

nur im Handel mit Japan. Bis Ende

1991 wird mit einem erneuten 13- 

Mrd.USS-Defizit der Amerikaner ge­

rechnet. Dabei spielen chinesische 

Textilien wiederum eine besonders 

große Rolle, zumal die VR China bei 

Textilien und Bekleidung mittlerweile 

zum größten Lieferanten auf dem 

US-Markt geworden ist: Sie hält bei 

diesen Produkten einen Anteil von rd. 

25% an den US-Gesamteinfuhren.

So intensiv ist die Ausfuhr, daß Chinas 

Wirtschaft in den vergangenen Jahren 

immer mehr vom US-Markt abhängig 

geworden ist, der inzwischen rd. ein 

Drittel der chinesischen Exporte auf­

nimmt. Während die Amerikaner be­

haupten, in ihren Außenwirtschaftsbe­

ziehungen mit der VR China in rote 

Zahlen gekommen zu sein, präsentie­

ren umgekehrt die chinesischen Stati­

stiker Bilanzen, die rote Zahlen zuun­

gunsten Beijings ausweisen. Der Un­

terschied ergibt sich aus dem Handel 

via Hongkong. Beijing und Washington 

interpretieren den Hongkong-Handel 

total verschieden: Während die Chine­

sen die Handelsströme aus der Volks­

republik und aus Hongkong fein säu­

berlich voneinander trennen, betrach­

ten die Amerikaner sämtliche Exporte, 

ob aus der Volksrepublik oder aus 

Hongkong, als "chinesische" Ausfuh­

ren. Auch dieser Dissens bedarf einer 

Klärung.

Mitte November 1991 haben die Ame­

rikaner gegen verschiedene chinesische 

Importprodukte Strafzölle verhängt, 

und zwar, wie es hieß, als Antwort auf 

entsprechende Maßnahmen der chi­

nesischen Seite gegen amerikanische 

Produkte.13
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Copyright- und Patent-Verletzungen? 

Ferner haben die Amerikaner Strafzöl­

le wegen angeblich häufiger Verlet­

zung amerikanischer Copyrights durch 

die chinesische Seite verhängt.14

Gleichzeitig wurde die VR China auf 

die "Special 301 Provision"-Liste ge­

setzt. Darunter fallen alle diejenigen 

Länder, die auf "U.S. Intellectual Pro­

perty" nicht genügend Rücksicht neh­

men und sich daran vielmehr berei­

chern. Die USA hatten China Mitte 

April auf diese Liste gesetzt, woraufhin 

das chinesische Außenwirtschaftsmini­

sterium (Mofert) protestierte.15 
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23.4

Umgehung der Importquoten durch 

China?

Ende August hatten US-Zollbehörden 

in einer spektakulären Aktion damit 

begonnen, nach chinesischen Textilien 

zu fahnden, die - so der Vorwurf - un­

ter betrügerischen Manipulationen ins 

Land geschleust worden seien. Durch­

suchungen wurden bei 21 New Yorker 

Importfirmen und 2 Einfuhrbetrieben 

in Los Angeles durchgeführt. Dabei 

sollen Textilien aus der VR China und 

Geld im Wert von mehreren Millionen 

US$ zutage gefördert worden sein. Der 

Grund für die Razzia bestand darin, 

daß die VR China verdächtigt wurde, 

systematisch US-Importquoten zu um­

gehen, indem Ware falsch ausgezeich­

net und über Staaten wie Honduras, 

Panama, Macau, Hongkong und Liba­

non in die USA verschifft würden. 

Ferner wurde den Chinesen vorgewor­

fen, sich mit falschen Warenbeschrei­

bungen niedrigere Zölle zu erschlei­

chen.

Schon 1990 hatten US-Zollbehörden 

illegale Importe von China-Textilien in 

einem Wert von 2 Mrd.US$ aufge­

deckt. Daraufhin hatte Präsident Bush 

persönlich angeordnet, schärfer gegen 

gesetzeswidrige Textileinfuhrversuche 

vorzugehen.

Am ö.September 1991 protestierte die 

chinesische Botschaft beim US-Au­

ßenministerium gegen diese Durchsu­

chungen. Die Beamten der Zollverwal­

tung hätten die 23 chinesische Firmen 

durchsucht, ohne vorher (sic!) die chi­

nesische Botschaft oder die Konsulate 

informiert zu haben. Auch nach dem 

Vorfall seien die diplomatischen Ver­

tretungen nicht in Kenntnis gesetzt 

worden. Während der Aktion sei die 

Bewegungsfreiheit des chinesischen 

Personals beschränkt und seien Akten 

sowie private Briefschaften beschlag­

nahmt worden. Einige Firmen seien 

am Geschäftsbetrieb gehindert wor­

den.

Diese Vorgehensweise verletze das 

chinesisch-amerikanische Konsularab­

kommen und internationale Normen.
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Häftlingsprodukte?

Gegen den Vorwurf schließlich, daß 

die VR China Produkte exportiere, die 

von politischen Gefangenen hergestellt 

wurden, wandte das chinesische Au­

ßenwirtschaftsministerium (Mofert) 

ein, daß zum einen die "Anstalten zur

Erziehung durch Arbeit" nicht mit Ge­

fängnissen verwechselt werden dürften, 

zum anderen aber gelangten Güter, die 

in diesen Anstalten hergestellt würden, 

schon kaum auf den Binnenmarkt, ge­

schweige denn ins Ausland. Wenn zu­

fällig doch einmal der eine oder andere 

Artikel in die USA verkauft worden 

sein sollte, so war dies keineswegs Re­

gierungspolitik.16

2.4

Dissens in der Taiwanfrage

2.4.1

Zuviel US-Verständnis für Taiwans 

"flexible Diplomatie"

Die Chinesen werfen der US-Politik 

im übrigen auch vor, immer stärker die 

"geschmeidige Politik" (tanxing wai- 

jiao) der "Taiwaner Behörden" zu un­

terstützen, die immer mehr hochrangi­

ge Politiker zu sog. "Privatbesuchen" in 

andere Länder schickten, um die be­

stehenden freundschaftlichen Bezie­

hungen zwischen China und diesen 

Ländern zu untergraben. Das Ziel die­

ser "geschmeidigen Politik" sei es, Tai­

wan zu einer selbständigen politischen 

Einheit werden zu lassen und auf diese 

Weise "zwei Chinas" oder aber "ein 

China, ein Taiwan" entstehen zu las­

sen. In Worten bestätige Washington 

zwar die "Ein-China-Politik", seine Ta­

ten gingen jedoch häufig in eine ganz 

andere Richtung.

2.42

Die GATT-Frage

Einen Dissens gibt es auch um die 

Mitgliedschaft Chinas und Taiwans im 

GATT. 1988 stellt Taibei beim GATT 

einen Antrag auf Mitgliedschaft. Dabei 

übersprang es seinen eigenen Schatten 

so weit, daß es nicht als "Republik 

China", sondern als "Zollgebiet Tai­

wan, Pescadores, Jinmen und Mazu" 

auftrat.

Gleichwohl erhob die VRCh Einwände 

gegen das Begehren Taibeis.

Andererseits erklärte Präsident Bush 

am 2O.Juli 1991, daß die USA den An­

trag Taiwans unterstützten. Vom rein 

wirtschaftlichen Gesichtspunkt her wä­

re Taiwan - als Handelsnation Nr. 15 - 

in der Tat ein höchst geeigneter An­

wärter für das Allgemeine Zoll- und 

Handelsabkommen, zumal es ja auch 

als eines der Protagonisten der 

Marktwirtschaft und des Freihandels 

auftritt. Das Hindernis, das ihm entge­

gengestellt wird, ist aber, wie gesagt, 

politischer Art.

Auch die VRCh hat einen Antrag auf 

Aufnahme in das GATT gestellt - und 

stieß hierbei lange Zeit auf den Ein­

spruch der USA, die davon ausgingen, 

daß die VRCh ein Anrecht auf Mit­

gliedschaft erst dann erwerben könne, 

wenn es die Durchführung umfangrei­

cher Wirtschaftsreformen nicht nur in 

Worten, sondern auch in Taten prakti­

ziere. Vor allem nach den Juniereig­

nissen von 1989 schien dies besonders 

zweifelhaft zu sein.

Gemäß Art.33 kann ein Land Mitglied 

des GATT werden, wenn zwei Drittel 

der (mittlerweile insgesamt 106) Mit­

glieder zustimmen. Taibei hat inzwi­

schen das Einverständnis der USA, der 

EG-Staaten, der ASEAN-Länder und 

einer Reihe weiterer Industrieländer. 

Unter den 60 Mitgliedern aus Entwick­

lungsländern dagegen genießt die 

VRCh nach wie vor mehr Anerken­

nung als Taiwan, weshalb nicht nur von 

Seiten der industrialisierten Länder, 

sondern auch von Seiten Taiwans noch 

einiges getan werden muß, damit das 

Zwei-Drittel-Forum auch wirklich zu­

stande kommt.

Die Regierung in Taibei geht - hierin 

von Washington unterstützt - davon 

aus, daß die beiden Anträge der VRCh 

und Taiwans auf Mitgliedschaft im 

GATT zwei völlig unterschiedliche 

Angelegenheiten seien und daß der 

Antrag Taiwans die Regierung in Bei­

jing nichts angehe. Was die VRCh- 

Regierung mit ihrer dauernden Inter­

vention betreibe, sei schlichter "Dog­

matismus".17

Bei der APEC-Konferenz in Seoul 

pochte Außenminister Qian Qichen 

am 14.November 1991 darauf, daß die 

VRCh als die "einzig legitime Regie­

rung" Chinas als erste dem GATT bei­

treten müsse.18

2.5

US-Asyl für den früheren chinesischen 

Vertreter in Hongkong?

Mitte Mai 1990 setzte sich der höchste 

chinesische Vertreter in Hongkong, Xu 

Jiatun, unter offenbar starkem politi­

schen Druck in die USA ab: Der 

75jährige Xu war mit einem Touristen­

visum über Hongkong in die USA ge­

reist. Xu war 1983 zum Leiter der amt­

lichen chinesischen Nachrichtenagen­

tur Xinhua in Hongkong ernannt wor­

den, die die Stellung einer Quasibot­

schaft in der britischen Kolonie hat. Im 

Februar 1990 war er nach Beijing zu­

rückbeordert worden, weil er für die 
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im Juni 1989 niedergeschlagene De­

mokratiebewegung offensichtlich allzu­

viel Sympathie gezeigt hatte. Im Mai 

1989, also noch auf dem Höhepunkt 

der Studentenbewegung, hatte Xu in 

Hongkong eine Gruppe von hunger­

streikenden Studenten vor dem Xin- 

hua-Gebäude gebeten, ihre Aktionen 

zu beenden. Dieser Auftritt, der von 

den Medien breit dargestellt worden 

war, hatte große Ähnlichkeit mit der 

Begegnung des früheren Parteichefs 

Zhao Ziyang mit Demonstranten auf 

dem Beijinger Tiananmen-Platz. Zhao 

war nach der Niederschlagung der 

Demokratiebewegung seiner Spitzen­

ämter enthoben und unter Hausarrest 

gestellt worden.

Xu wollte einem vergleichbaren 

Schicksal offensichtlich entgehen und 

floh deshalb in die USA, wo er Asyl 

erhielt - ein weiteres Ärgernis!

2.6

Empfang des Dalai Lama durch Bush 

Am 17April hatte US-Präsident Bush 

den Dalai Lama empfangen. Am 

18April protestierte daraufhin das 

Beijinger Außenministerium gegen­

über dem amerikanischen Botschafter 

in Beijing und wies darauf hin, daß 

hier eine "grobe Einmischung in die 

inneren Angelegenheiten Chinas" vor­

liege: Bush beschaffe dem Dalai Lama 

Unterstützung bei seinem Anspruch 

auf ein "unabhängiges Tibet" und un­

tergrabe damit die nationale Einheit 

der Volksrepublik.

2.7

Chinesische Schwierigkeiten im Um­

gang mit der amerikanischen Denkart

2.7.1

"Idealismus" - "Realismus"

Nach chinesischer Meinung ist mit den 

USA nicht immer leicht auszukom­

men, da ihre Politik allzusehr auf 

"idealistischen" Vorstellungen beruhe. 

In der Politik Washingtons lasse sich 

langfristig ein steter Wechsel zwischen 

"Idealismus" und "Realismus" erken­

nen. "Idealistisch" sei die Politik immer 

dann gewesen, wenn die Amerikaner 

wieder einmal in einem für sie so typi­

schen Schwarzweißmuster zu denken 

begannen und zwischen Gut und Böse, 

Demokratie und Diktatur sowie zwi­

schen Verteidigung und Verletzung 

von Menschenrechten unterschieden. 

Eine solche "idealistische" Haltung ha­

be sich z.B. im Gefolge des Korea­

kriegs herausgeschält, aber auch im 

Zeichen des Antikommunismus der

Nachkriegszeit, in dessen Verlauf Chi­

na zum "Satelliten der Sowjetunion" 

rubriziert und zum natürlichen Feind 

der USA erklärt wurde.

Während der Amtszeit der Präsidenten 

Nixon und Carter sei dann eine Wen­

dung zum "Realismus" gefolgt: China 

galt nun nicht mehr als Anhängsel der 

Sowjetunion, sondern als eine eigen­

ständige Macht, mit der zusammenzu­

arbeiten für die USA durchaus vorteil­

haft sein konnte, auch wenn in China 

ein anderes Gesellschaftssystem 

herrschte als in den USA. Hatten die 

"Idealisten" verlangt, daß China sich 

dem Wertesystem der USA anpasse, 

so seien Nixon und Kissinger sowie 

Carter davon ausgegangen, daß China 

nicht nach seiner Ideologie, sondern 

nach seinen Handlungen zu beurteilen 

sei. Auf dieser neuen Beurteilungs­

grundlage habe es dann 1972 in der 

Tat zur amerikanisch-chinesischen 

Annäherung kommen können.

Mit Reagan habe es dann jedoch wie­

der einen Rückschlag gegeben. Erneut 

sei der Kampf "gegen die Roten" auf­

genommen worden und gleichzeitig die 

"alten Kameraden" in Taiwan erneut 

unterstützt worden. Außerdem sei die 

Welt in "Rote, Weiße und Blaue" 

(Kommunisten, Blockfreie und 

NATO-Verbündete) eingeteilt worden. 

Erst in den späteren Jahren der 

Reagan-Regierung habe sich dann 

langsam wieder "Realismus" einge­

stellt, d.h., China wurde erneut als 

selbständiger Bestandteil eines multi­

polaren internationalen Systems be­

griffen. Mitte der 80er Jahre sortierten 

amerikanische Experten und Diploma­

ten daraufhin das Verhältnis zwischen 

den USA, der Sowjetunion und China 

unter den Gesichtspunkten eines "stra­

tegischen Dreiecks".19

Die Amerikaner sollten sich an den 

Ausspruch des früheren Planungsdi­

rektors im State Department, George 

Kennan, erinnern, daß Washington nur 

nationale Interessen zu verfolgen habe, 

jedoch keinen Anspruch auf morali­

sche Überlegenheit gegenüber anderen 

Nationen besitze. Die USA sollten also 

geopolitischen Konzepten und Ge­

sichtspunkten des Machtgleichgewichts 

folgen - also eine "realistische" Position 

beziehen und nicht in Ideologie und 

Moralismus zurückverfallen!

2.72

Bushs "Neue Weltordnung"

Mißtrauisch ist China auch gegenüber 

Bushs Plänen zum Aufbau einer "Neu­

en Weltordnung", die vor allem aus 

fünf Elementen bestehe: (1) "Friede, 

Sicherheit, Freiheit und Herrschaft des 

Rechts in der Welt"; (2) die USA seien 

die führende Kraft in der heutigen 

Welt; (3) Aufnahme von partnerschaft­

lichen Beziehungen zu den Verbünde­

ten bei gerechter Teilung der Verant­

wortung und Pflichten zwischen allen 

Seiten; Zusammenarbeit mit der So­

wjetunion zur Abschreckung der Ag­

gression; (4) Entfaltung der Rolle der 

UNO; (5) führende Rolle der Wert­

vorstellungen der USA.

Washington versucht hier, aus der 

Sicht Beijings, seine Führung als einzi­

ge Weltmacht aufrechtzuerhalten. 

Doch lasse sich dieses Bestreben aus 

mehreren Gründen nicht verwirkli­

chen.

- Da sei erstens eine Kluft zwischen 

dem Führungsanspruch der USA und 

ihrer tatsächlichen Stärke. In den 40er, 

50er und 60er Jahren hatten die USA 

noch die nötige Überlegenheit; doch 

schon beim Golfkrieg gegen das Ent­

wicklungsland Irak hätten sie finanziel­

ler Unterstützung von allen Seiten be­

durft.

- Zweitens seien die Verbündeten mit 

dem Führungsmonopol der USA kei­

neswegs einverstanden. Die japanische 

Regierung beispielsweise wünsche eine 

"dreipolige Welt" mit den USA, Japan 

und Europa als Kernkräften; die EG 

wolle eine unabhängige Rolle Europas.

- Drittens beruhe das Bündnis mit der 

UdSSR, die ja spätestens seit dem 

8.Dezember 1991 der Vergangenheit 

angehört, auf einer unsicheren Basis.

- Viertens aber sei es ganz unmöglich, 

daß sich die amerikanischen Wertvor­

stellungen in jedem Land durchsetzen. 

Überall gebe es verschiedene Gesell­

schaftssysteme, Ideologien und Ent­

wicklungsmodelle, deren Verwirkli­

chung durchwegs zu den innerstaatli­

chen Angelegenheiten des jeweiligen 

Landes gehöre. Einmischung sei hier 

nicht erlaubt - vor allem auch nicht im 

Namen der "Menschenrechte".20

Zur chinesischen Auffassung über eine 

Neue Weltordnung vgl. die einschlägi­

ge Übersicht im vorliegenden Heft.

2.73

"Proamerikanismus" in China und 

seine Tücken: Xenophobische Reak­

tionen der chinesischen Führung

In der KPCh selbst gibt es eine "pro­

amerikanische Fraktion", die vor allem 

von den Falken - und hier wiederum 



CHINA aktuell
-708 -

November 1991

hauptsächlich von den führenden Ideo­

logen innerhalb des Apparats - ange­

griffen wird, vor allem von Hu Qiao- 

mu, Deng Liqun, Gao Di, Wang Ren- 

zhi, Xu Weicheng, Zhu Muzhi, He 

Jingzhi, Liu Zepeng und Yuan Mu. 

Wortführer einer der z.Zt. typischen 

Attacken war beispielsweise Hu 

Qiaomu anläßlich einer Tagung der 

"Zentralen Beraterkommission" in Bei­

jing. Er begann seine Ausführungen 

zunächst einmal damit, daß er all den­

jenigen die Qualität eines echten Mar­

xisten abstritt, die zwar für die Dikta­

tur des Proletariats, nicht aber für den 

Klassenkampf einträten. Dies gelte u.a. 

für die "proamerikanischen Entschei­

dungsträger innerhalb der Partei", die 

von einem internationalen Klassen­

kampf nichts wissen wollten. Es gebe 

in Partei und Gesellschaft einen pro­

amerikanischen, ja einen "Amerika an­

betenden" Trend. Vertreter der pro­

amerikanischen Linie innerhalb der 

Partei betonten auch immer wieder, 

daß es "zwischen China und den USA 

keine grundlegenden Interessenkon­

flikte" gebe. Angesichts der tatsächli­

chen gegenwärtigen Konfrontation 

zwischen beiden Systemen sei eine sol­

che Aussage geradezu hanebüchen.21

Die "Strategie der friedlichen Evolu­

tion" ist nach Auffassung der Volkszei­

tung22 eine "besondere Form des inter­

nationalen Klassenkampfes und eine 

Manifestation des Klassenkampfes in 

der chinesischen Gesellschaft selbst". 

Vor allem Personen wie Fang Lizhi, 

Wang Dan und Liu Xiaobo seien "Ja­

sager gegenüber den antikommunisti­

schen US-Protagonisten".

Immer wieder auch müssen sich die 

Amerikaner Vorwürfe anhören, daß 

sie mit ihrer Strategie der "friedlichen 

Evolution" versuchten, die KPCh und 

die chinesische Regierung zu stürzen. 

Sogar das amerikanische Angebot, 

60.000 chinesische Studenten zum Stu­

dium in den USA zuzulassen, wurde in 

diesem Sinne gedeutet.23

3

Ergebnisse der Gespräche

Menschenrechtsverletzungen, Han­

delspraktiken und Waffenverkäufe: 

Dies waren die Hauptvorwürfe, die 

Baker mit nach China brachte. Kein 

Wunder, daß die Gespräche unter kei­

nem besonders guten Stern standen.

3.1

Keine Fortschritte in der Frage der 

Menschenrechte

Hauptdiskussionspunkt auf der The­

menliste Bakers war die Menschen­

rechtsfrage, die im Bewußtsein der 

amerikanischen Öffentlichkeit einen 

hohen Stellenwert einnimmt und die 

deshalb auch der Bush-Administration 

immer wieder Schwierigkeiten macht: 

Wo immer sie mit der chinesischen 

Seite ins Gespräch kommen möchte, 

wird sie von allen Seiten sogleich auf 

die Menschenrechtsfrage hingewiesen. 

Kein Wunder, daß auch Baker diesen 

Punkt immer und immer wieder beton­

te. Keines seiner Gespräche, ob mit 

Yang Shangkun, Jiang Zemin, Li Peng 

oder mit seinem Amtskollegen Qian 

Qichen, bei dem er nicht erwähnt hät­

te, daß die Menschenrechtsfrage der 

"Eckstein" in den sino-amerikanischen 

Beziehungen sei.

Doch gab es in diesem Punkt keinen 

Fortschritt. Die chinesischen Ge­

sprächspartner machten dem amerika­

nischen Besucher immer wieder klar, 

daß man in China eben von einem an­

deren Menschenrechtsbegriff ausgehe 

als in den USA. Eine Liste mit den 

Namen von 800 politischen Gefange­

nen, die Baker überreichte, veranlaßte 

die chinesischen Gastgeber zu keiner­

lei Freilassungen. Im Gegenteil wurde 

schon gleich am zweiten Tag des Be­

suchs die früher bekannteste chinesi­

sche Journalistin Dai Qing, die unmit­

telbar nach den Ereignissen vom 4 Juni 

1989 eingekerkert und erst nach länge­

rer Zeit wieder freigegeben worden 

war, erneut verhaftet, nachdem sie 

Kontakt mit der amerikanischen Bot­

schaft wegen eines Journalismussti­

pendiums aufgenommen hatte, das ihr 

von der Harvard University gerade in 

Aussicht gestellt worden war. Für 

Baker war diese erneute Verhaftung 

sehr bedrückend ("distressing"), so daß 

die Gespräche noch kühler wurden. 

Vor allem die veröffentlichten Filme 

und Bilder machten dies deutlich: 

Während Ministerpräsident Li Peng 

etwas gequält lächelte, stand Baker mit 

ausdruckslosem Gesicht neben ihm 

und starrte einen Stuhl an. Während 

Parteichef Jiang Zemin über Sozialis­

mus und über "Freunde von außen" 

sprach, blickte Baker düster auf seine 

Hände und nestelte an den Manschet­

ten.

Immer wieder hatte er seine Ge­

sprächspartner darauf hingewiesen, 

daß im Falle eines Mißerfolgs seiner 

Menschenrechtsgespräche der US- 

Kongreß weiter an seiner restriktiven 

China-Politik festhalten werde. Doch 

all dies nützte wenig.

32

Erfolgreiche Ansätze 

Ein paar Erfolge gab es trotzdem.

32.1

Beitritt Chinas zum MTCR

Die Chinesen erklärten nämlich, daß 

sie das MTCR (Missile Technology 

Control Regime) unterschreiben woll­

ten, d.h. einen Satz von Richtlinien, der 

den Export von Raketentechnologie 

verhindern soll. Wie Baker betonte, 

verzichtet China damit auch auf den 

weiteren Export von Mittelstreckenra­

keten der Typen M-9 und M-ll, wie 

sie China bisher in den Nahen Osten 

und nach Pakistan geliefert hat. Aller­

dings machen die Chinesen die Unter­

zeichnung des MTCR-Vertrags davon 

abhängig, daß die USA all jene Be­

schränkungen aufheben, die Washing­

ton wegen der chinesischen Raketen­

lieferungen verhängt hat, u.a. auch den 

Export von Hochleistungscomputern in 

die VR China.

Schon seit einiger Zeit hatten sich die 

USA darüber besorgt gezeigt, daß sich 

die chinesische Politik wegen der Ra­

keten- und Nuklearlieferungen destabi­

lisierend auf die Spannungsgebiete der 

Welt auswirken könnte. Nur wenige 

Tage vor dem Besuch des amerikani­

schen Außenministers in China hatte 

Präsident Bush in einer Rede vor der 

Asiatischen Gesellschaft in New York 

die Regierung in Beijing kritisiert. 

China sei, ebenso wie Nordkorea und 

Birma, eine "Quelle der Instabilität" in 

Asien (gleichzeitig bezeichnete er in­

teressanterweise die Entwicklungen in 

Indochina als ermutigend und drückte 

vor allem den Wunsch nach einer 

Normalisierung der Beziehungen zwi­

schen den USA und den Ländern In­

dochinas aus). Die Vereinigten Staaten 

könnten es sich nicht leisten, die "wich­

tigen Quellen der Instabilität", wie sie 

in Nordkorea, Birma und China vor­

handen seien, einfach zu ignorieren. 

Diese Länder setzten sich der "welt­

weiten Bewegung in Richtung auf poli­

tischen Pluralismus entgegen und be­

teiligten sich an der Verbreitung ge­

fährlicher Waffen", behauptete Bush in 

Anspielung auf den Export von Atom­

programmen durch China in verschie­

dene Länder der Dritten Welt.24

322

'Übereinstimmung in einer Reihe in­

ternationaler Fragen

Einig waren sich beide Seiten auch im 

Hinblick auf die Lösung mehrerer in­

ternationaler Fragen, so z.B. der Golf­

krise, der Kambodscha-Frage, der Rü­

stungskontrolle im Nahen Osten und 

der Entwicklung des wirtschaftlichen 

Austausches im asiatisch-pazifischen 

Raum. Auch in Fragen der Förderung 

von Frieden und Stabilität auf der ko­

reanischen Halbinsel kommen sich 

beide Seiten langsam näher.

323

Zum Patentrecht

Beide Seiten diskutierten auch die 

Frage des Schutzes des geistigen Ei­

gentums. Die chinesische Seite wandte 

sich erneut gegen die Aktivitäten der 
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"Special 301 Investigation", die Copy­

right-Verletzungen durch chinesische 

Firmen nachgehen sollte.

Beide Seiten waren sich auch darin ei­

nig, daß das chinesische Ministerium 

für Außenwirtschaft und -handel eine 

Delegation zu Verhandlungen am 

21./22.November nach Washington 

entsenden solle, um das Copyright- 

Problem weiter zu untersuchen.

32.4

Flugfrequenzen

Ein weiteres Ergebnis war ein Über­

einkommen über die Erhöhung der 

Flugfrequenzen zwischen beiden Län­

dern.

32.5

Hauptergebnis: Die Spitzenorgane 

sind miteinander wieder im Gespräch 

Generell bestand der Erfolg des 

Baker-Besuchs darin, daß die Strategie 

der Gesprächsvermeidung auf höchster 

Ebene in der Zwischenzeit der Ver­

gangenheit anzugehören scheint. Dies 

hätte zur Folge, daß auch andere west­

liche Staaten wieder in höchster Beset­

zung mit China ins Gespräch kommen 

könnten. "Im Gespräch bleiben" ist al­

so die neue Devise25

Schon vor Antritt seiner Reise hatte 

Baker betont, daß die USA "ernsthafte 

Probleme mit China" hätten und daß 

sich diese Probleme nicht beilegen lie­

ßen, wenn darüber nicht gesprochen 

würde. Man vergesse nicht, daß in 

China ein Viertel der Weltbevölkerung 

lebe, daß das Land Atomwaffen besit­

ze und starken Einfluß auf die asiati­

sche Region ausübe. Man könne auf 

die Dauer um diesen Staat keinen Bo­

gen machen. China zu isolieren laufe 

am Ende auf eine Selbstisolierung hin­

aus.
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4. Zusammenfassung und Bewer­

tung

1. Fragestellung

Was ist erlaubt im China von heute? 

Wie gleichgeschaltet sind Presse und 

Rundfunk, Film und Fernsehen? Wie 

groß ist der Widerspruch zwischen 

Theorie und Praxis, zwischen Kultur­

politik und tatsächlichem kulturellen 

Angebot? Wo Hegen die Grenzen, die 

Reizzonen und die Schwerpunkte in 

jenem Spannungsfeld zwischen den 

drei relevanten Polen - der Parteilinie, 

der Tradition und der Öffnung nach 

außen? Angesichts der sich in den letz­

ten Monaten weiter verstärkenden Ri­

gidität der Kulturpohtik mag man den 

Spielraum der Kulturschaffenden für 

klein halten. Andererseits findet nach 

wie vor ein offiziell befürworteter Kul­

turaustausch mit dem Ausland statt, 

der beispielsweise den chinesischen 

Metropolen immer wieder Gastspiele 

ausländischer Künstler bringt, und 

auch traditionelle Musik oder klassi­

sche Pekingopern sind nicht gerade als 

soziahstisch anzusehen. Ist das Kultur­

angebot am Ende Hberaler als sein 

Ruf?

Die folgende Analyse ist zeitbch ein­

gegrenzt auf das laufende Jahr, in dem 

sich das geistige Klima gegenüber dem 

Vorjahr weiter verschärfte, und hier 

wieder besonders auf das zweite Halb­

jahr. Ein erster Markstein in dieser 

Entwicklung war die im Januar veröf- 

fentüchte Rede Li Ruihuans vom No­

vember 1990, in der der Aufbau einer 

sozialistischen geistigen Kultur in funk­

tionellen Zusammenhang mit dem 

Aufbau des Sozialismus gesetzt 

wurde.1 Den zweiten Markstein bildet 

die programmatische Rede Jiang Ze- 

mins vom 1. Juli, der anläßHch des 70. 

Jahrestages der KP-Gründung noch 

einmal die strengen kulturpohtischen 

VorsteHungen der Führung zusam­

menfaßte.2

2. Der kulturpolitische Rahmen

Jiang Zemin selbst geht im kulturpoh- 

tischen Teil seiner Rede auf die ein­

gangs erwähnten drei Pole ein. Dem­

nach bilden der Marxismus-Leninis­

mus sowie die Mao-Zedong-Ideen das 

Leitprinzip auf dem Gebiet der Kultur. 

Dem Ziel, eine "sozialistische Kultur 

chinesischer Prägung" aufzubauen, 

werden sowohl das Erbe der chinesi­

schen Tradition als auch kulturelle Er­




